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Staudamm offiziell eröffnet - noch 600 Familien in ihren Dörfern

Der Appell von Jan Pronk, nie
derländischer Minister für inter
nationale Zusammenarbeit, auf 
seiner letzten Indonesienreise 
blieb ungehört: Im Anschluß an 
eine Unterredung mit der Men
schenrechtsorganisation IN
FIGHT forderte er die indonesi
sche Regierung auf, den Stau
damm von Kedung Ombo nicht 
zu eröffnen, bevor die Umsied
lungsprobleme gelöst seien. 
Auch indonesische Offizielle 
hatten Präsident Suharto zur 
Verschiebung des Ereignisses 
zu bewegen versucht, doch alles 
lief nach Plan: Am 18.Mai wurde 
der größte Staudamm in Mittel
java eröffnet, obwohl 600 Fami
lien sich nach wie vor weigern, ih
re Dörfer zu verlassen. Dafür, 
daß die „einfache, aber feierli
che“ Zeremonie ohne Zwischen
fälle über die Bühne gehen konn
te, hatte die Polizei gesorgt: Den 
Bewohnern der umliegenden

Dörfer war die Teilnahme verbo
ten worden. Sie konnten sich die 
Übertragung der Feierlichkeiten 
am Radio anhören.
Selbst Präsident Suharto 

mußte jedoch zugeben, daß es 
noch „kleinere Probleme“ in Ke
dung Ombo mit der Zahlung der 
Entschädigungsleistung gebe. 
Diejenigen, die glaubten, sie 
könnten sich mit ihren Anliegen 
an die Weltbank wenden, lägen 
allerdings falsch: „Zwar hat die 
Weltbank die Finanzierung des 
Staudamms unterstützt, die 
Durchführung liegt jedoch bei 
uns.“ Weiter betonte Suharto, 
der Forderung nach höherer 
Entschädigung könne nicht ent
sprochen werden, da es sich nur 
um eine kleine Minderheit han
dele, die ihre Gelder noch nicht 
in Empfang genommen habe. 
„Wenn wir denen mehr zahlen, 
wollen die anderen auch mehr. 
Und wo soll das Geld dafür her

kommen?“ Zugleich äußerte der 
Präsident auch Mitgefühl mit all 
denen, die umgesiedelt werden 
mußten: „Es ist wirklich schwer, 
das Land, das man von seinen 
Vorfahren ererbt hat, zu verlas
sen.“ Der Präsident versprach 
den Bewohnern von Kedung 
Ombo, daß sie in ihren neuen 
Dörfern ein besseres Leben er
warte als das, was sie an den 
Ufern des Stausees führen könn
ten.
Die Bewohner von Kedung 

Pring, Mlangi und den anderen 
Siedlungen, die ihr Hab und Gut 
bereits mehrfach vor den anstei
genden Fluten gerettet haben, 
sehen dies anders: Umsied
lungsalternativen habe die Re
gierung bislang nicht mit ihnen 
diskutiert, so heißt es. Außerdem 
versuchten die Staatsbeamten, 
sie durch Einschüchterungs
maßnahmen dazu zu zwingen, 
dürftige Entschädigungsleistun

gen zu akzeptieren. Angeboten 
worden waren den Dorfbewoh
nern ca. 50-60 Pfennig für einen 
Quadratmeter Land, gefordert 
hatten sie mehr als 20 DM.-.
Obwohl die Lebensbedingun

gen der verbliebenen Stau
damm-Bewohner nach wie vor 
unzumutbar sind und sie auch 
auf humanitäre Hilfe angewie
sen sind, sehen Rechtsanwälte 
und Aktivisten aus Studenten
kreisen im Protest der Bauern ei
nen Erfolg, der langfristig das po
litische Bewußtsein der Landbe
wohner beeinflussen könne. 
„Der schönste Sieg ist der, daß 
Menschen für ihre Rechte ge
kämpft haben“, so der Soziologe 
Arief Budimann, „Das ist für die 
Zukunft eine gute Investition in 
die Demokratie.“' 
vgl.: TEMPO, mehrere Ausgaben 
März, April 1991, sowie vom 
25.5., S.22; FEER v. 9.5., S.21f, 
Suara Merdeka vom 13.5.91

„Demokratisches Forum“ gegründet

45 führende Intellektuelle haben 
als Antwort auf eine Reihe von 
Ereignissen der jüngeren Ver
gangenheit ein Forum gegrün
det, das sich die „Verbreitung 
demokratischer Werte“ zum Ziel 
gesetzt hat. Als Vorsitzender der 
Gruppe, die am 3.April der Öf

fentlichkeit vorgestellt wurde, 
fungiert Muslimführer Abdurrah- 
man Wahid, der zugleich der 
Nahdlatul Ulama, der größten is
lamischen Organisation in Indo
nesien, vorsteht (s. Interview in 
diesem Heft). Mitglieder des Fo
rums sind islamische Intellek

tuelle und Vertreter anderer Re
ligionsgemeinschaften, u.a. die 
bekannten Jesuiten Mangunwi- 
jaya und Magnis Suseno, Journa
listen, prominente Anwälte und 
Angehörige der regierungskriti
schen Gruppe „Petition der 50“.
Anlässe für die Gründung des 
„Demokratischen Forums“ wa
ren u.a. das Verbot zweier als re
gierungskritisch bezeichneter 
Theaterstücke, das Verbot der 
Zeitschrift „Monitor“ im Oktober 
letzten Jahres, zunehmende 
Ressentiments gegenüber der 
chinesischen Minderheit sowie

die Gründung einer islamischen 
Intellektuellenorganisation un
ter Führung eines Kabinetts
mitglieds Ende 1990. Nach den 
Worten von Abdurrahman Wa
hid werde man in Indonesien im
mer sektierischer. Jede Gruppe 
kämpfe für ihre eigenen Ziele, 
ohne die Bedürfnisse der Nation 
als Ganzes zu beachten. Des
halb wolle das Forum sich um ei
nen politischen „Reifungspro
zeß“ bemühen, den Dialog zwi
schen unterschiedlichen Grup
pen fördern und eine intensive 
politische Willensbildung in

Gang bringen. Die Gruppe wolle 
selbst jedoch keine aktive politi
sche Rolle spielen.
In Regierungskreisen reagierte 
man mit Mißtrauen auf die neue 
Gruppe und legte ihr nahe, den 
Namen zu ändern. Dieser erinne
re, so ein Vertreter des Innenmi
nisteriums an oppositionelle Be
wegungen in den Ostblockstaa
ten, die zum Sturz der kommuni
stischen Regimes beigetragen 
hätten.

vgl. FEER vom 25.4., S.24, TEMPO 
vom 13.4.91, S. 18-27
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Die Frau, die in dem Bikini den Golfschläger schwingt, ähnelt Madame Suharto.

Kurznachrichten

Muslim hingerichtet
Bereits im Februar wurde Azhar 
bin Muhammad Safar, gegen 
den 1983 das Todesurteil ausge
sprochen worden war, hinge
richtet. Safar war der Entführung 
einer Maschine der indonesi
schen Fluglinie Garuda im Jahre 
1981 angeklagt und verurteilt 
worden. 3 andere Gefangene, 
gegen die in diesem Zusammen
hang ebenfalls die Todesstrafe 
verhängt worden war, wurden 
bereits vor3 Jahren hingerichtet. 
Menschenrechtsgruppen kriti
sierten die Inaktivität der Nieder
ländischen Regierung, die man 
zuvor aufgefordert hatte, sich für 
das Leben Safars einzusetzen.

TAPOL, Nr. 104, April 91, S.6

Monitor-Chefredakteur 
zu 5 Jahren Haft verurteilt
Arswendo Atmowiloto, ehemali
ger Chefredakteur der Zeit
schrift Monitor, wurde am 8.April 
wegen Blasphemie zu 5 Jahren 
Haft verurteilt. Die Zeitschrift 
hatte im Oktober vergangenen 
Jahres eine Rangliste der belieb
testen Persönlichkeiten in Indo
nesien veröffentlicht. Dabei lan
dete der Prophet Muhammed 
nur auf dem 11.Platz.

Vgl. FEER vom 18.4.91, S. 16

Aktivitäten der neuge
gründeten Gewerkschaft 

eingeschränkt
Innenminister Rudini hat Beam
ten im Industriegürtel von Jakar
ta Anweisungen gegeben, die 
Aktivitäten der im September 
gegründeten „Freien Solidari
tätsgewerkschaft“ (vgl. SOAI 1/ 
1991) zu behindern. Arbeiter, die 
mit der oppositionellen Gewerk
schaftsgruppe zu tun hätten, 
sollten davon abgehalten wer
den, ihre Kollegen zu organisie
ren.

vgl. FEER vom 18.4.91, S.73.

Suharto in der 
Bundesrepublik

ln der Bundesrepublik wird vom 
3.-7.7.1991 der indonesische 
Präsident Suharto erwartet. 
Empfangen wird er vom Bundes
präsidenten und vom Bundes
kanzler. Neben Bonn wird Suhar
to noch 1 -2 weitere Orte, darun
ter evtl. Berlin, besuchen.

Eine Dame, die Madame Suharto 
sehr ähnelt, schwingt im Bikini 
den Goifschläger auf dem neuen 
Golfplatz von Cimacam, der von 
schwer bewaffneten Militärs be
wacht wird. Dahinter sitzt ihr 
Mann auf ausgemergelten Kör
pern. Menschen geraten in Pa
nik, weil ihnen ein Stempel mit 
der Aufschrift PKI aufgedrückt 
werden soll. Eine Gruppe hilfe
schreiender Menschen wird mit 
einem Kübel Wasser übergos
sen, der sich in der Fiand eines 
überdimensionalen Mannes be
findet. Andere sind dabei zu er
trinken. Daneben ein Plakat mit 
der Aufschrift „Kedung Ombo“.
„Land für das Volk“ ist die Über
schrift eines Kalenders im Po
sterformat, von dem seit Anfang 
dieses Jahres 5000 Exemplare in 
Umlauf sind.: Landkonflikte, bei 
denen die ortsansässige Bevöl

kerung jeweils auf der Verlierer
seite gestanden hat - in Badega 
und Cimacam, West Java, beim 
Staudammprojekt von Kedung 
Ombo, im Transmigrationsge
biet von Pulau Panggung in Süd- 
Sumatra u.a.m.Mehrere bekann
te indonesische NROs haben für 
den Kalender verantwortlich ge
zeichnet: die Menschenrechts
organisation INFIGHT, die Re
genwaldgruppe SKEPHI, die 
Bandunger Zweigstelle der 
Rechtshiifeorganisation LBH so
wie Frauen- und Studentengrup
pen.Mitte Mai konfiszierte die 
Oberstaatsanwaltschaft von Yo- 
gyakarta in einer Druckerei 5000 
frischgedruckte Postkarten mit 
dem Kalender-Motiv. Die Karika
tur und der auf der Karte enthal
tene Text bringe die Regierung in 
Verruf, so hieß es in einer Erklä
rung des Oberstaatsanwalts. „Es

sieht so aus, als würden Regie
rung und Militär sich despotisch 
verhalten“, so der Chef der Be
hörde gegenüber der Wochen
zeitschrift TEMPO.
Der Karikaturist, der ebenfalls 
aus NRO-Kreisen kommt, wird 
inzwischen wegen „Störung der 
öffentlichen Ordnung“, wegen 
„subversiver Tätigkeit“ gesucht. 
Bereits im März waren im zen
traljavanischen Saiatiga zwei Ak
tivisten einer kleinen NRO fest
genommen und verhört worden, 
weil sie den Kalender verteilt 
hatten. Ebenfalls in Saiatiga ka
men Mitte Mai Studenten meh
rerer Universitäten zusammen, 
um gegen diese Form der Zensur 
und gegen die Festnahmen zu 
protestieren.

vgl. TAPOL No. 104, April 1991, 
S.16, TEMPO vom 22.5., S.85, 

Kompas vom 12.5.91

SOA-Information 2/9152 Indonesien



NACHRICHTEN INDONESIEN

Aceh: Flucht nach Malaysia

Lebenslänglich für Untergrundkämpfer

Wahlen 1992: große 
„Partei“ der Nichtwähler?
Z.T. zweistellige Prozentzahlen - 
z.B. im Großraum Jakarta - er
reicht in Wahlprognosen ein 
Jahr vor den Parlamentswahien 
in Indonesien eine „vierte Partei“. 
Diese hatte bereits 1971 zu den 
ersten Wahlen nach Suhartos 
Machtübernahme unter dem 
Stichwort „golgongan putih“ (= 
weiße Gruppe) firmiert: Die Par
tei der Nichtwähler. Der signali
sierte Wahlprotest kommt vor al
lem von Jugendlichen, von Intel
lektuellen und aus städt. Gebie
ten und wird von der Regierung 
mehr oder weniger als versteck
tes Oppositionspotential gese
hen. Politische Unzufriedenheit 
über das Wahlsystem, bei dem 
es nichts zu wählen gibt und der 
Sieg der Regierungspartei Gol- 
kar bereits vor den Wahlen fest
steht, sind ebenso Motive für das 
Nicht-Wählen wie die „Bulldo
zer-Politik“ in Kedung Ombo, für 
dessen aufgebrachte Bewohner 
das Wählen kein „Recht“, son
dern auferzwungene Pflicht ist. 
Vgl. Editor vom 14.4., S.11-29 und 

TEMPO vom 4.5.91, S.98

Arbeiterinnen protestie
ren vor Ministerium

Unterstützt von 4 lokalen NROs, 
demonstrierten Anfang Mai ca. 
100 Arbeiterinnen aus dem 
Großraum Jakarta vor dem zu
ständigen Ministerium. Auf 
Transparenten: „Ich esse nur 
Propaganda mit Versprechun
gen als Beilage“ forderten sie 
den für ihr Gebiet festgelegten 
Mindestlohn von 1600 Rupiah/ 
Tag, der laut Demonstrantinnen 
nur in 30% der Fabriken gezahlt 
werde. Eine weitere Forderung 
war die gleiche Bezahlung von 
Männern und Frauen - z.T. be
kommen sie nur die Hälfte des 
Lohnes ihrer männlichen Kolle
gen. Proteste richteten sich 
auch gegen die Behandlung von 
verheirateten und schwangeren 
Frauen durch die Arbeitgeber. 

vgl. TEMPO vom 11.5.91, S.27

Neue „Pribumi“-Politik
Den zunehmenden Ressenti
ments gegenüber der chinesi
schen Dominanz in der Wirt
schaft will die indonesische Re
gierung durch eine Neuauflage 
ihrer „Pribumi“-Politik begegnen, 
durch die Unternehmen gebürti
ger Indonesier bevorzugt wer
den sollen. Die chinesischen 
Wirtschaftsimperien sollen ver
anlaßt werden, ihre Geschäfte 
vorwiegend mit kleineren mittle
ren indonesischen Geschäfts
leuten zu machen.

Vgl. FEER vom 2.5.91, S.39

Internationale Ausdehnung ha
ben inzwischen die Unruhen in 
Indonesiens nördlichster Pro
vinz Aceh erfahren (vgl. SOAI 4/ 
90 u. 1/91). Über 100 Menschen 
sind nach 1 1/2-jährigen Ausein
andersetzungen mit dem Militär 
auf mehreren Booten aus ihrer 
rohstoffreichen Provinz geflo
hen. Ziel war die malaysische In
sel Penang. Bei den Behörden im 
Nachbarstaat, aus dem angeb
lich auch Unterstützung für die 
Muslime in Aceh gekommen sein 
soll, geriet man in Verlegenheit. 
Würden die Flüchtlinge ausge
wiesen,könnte das für sie den si
cheren Tod bedeuten. Darauf 
wies ein Sprecher der Acehne- 
sen hin. Bei Anerkennung der in
donesischen „Boat-People“ als 
Flüchtlinge würden sich die Ma
laysier den Unmut ihres mächti
gen Nachbarn zuziehen.
In Indonesien streitet man ab, 
daß sich die Acehnesen aus 
Gründen der politischen Verfol-

Auch die Provinzregierung von 
Mataram, der Haupstadt der 
Provinz West-Nusatenggara, 
hatte unlängst erzürnte Dorfbe
wohner als Demonstranten vor 
der Haustür. Tourismus ist der 
Grund für einen weiteren Land
konflikt. Mit dem „Visit-Indone- 
sia-Year“, das aufgrund des 
Golfkrieges nur mit Schwierig
keiten eingeleitet werden konn
te, hat sich Indonesien für dieses 
Jahr viel vorgenommen. Gestar
tet werden soll eine Aufholjagd 
gegenüber den Nachbarländern, 
vor allem Thailand, die bislang 
wesentlich mehr vom Touris
mus-Kuchen abbekommen ha
ben als der indonesische Archi
pel. Nach den Worten des Gene
raldirektors für Tourismus will In
donesien dabei mit überlegter 
Strategie das Fremdenverkehrs- 
Geschäft betreiben. Die Beto
nung solle auf der „Qualität“ der 
einzelnen Projekte liegen.
Bereits 1987 hatte die UNDP 
den indonesischen Verantwortli-

gung nach Penang abgesetzt ha
ben. Ein Sprecher der Armee 
verwies auf rein ökonomische 
Motive, die bereits seit Jahren In
donesier veranlaßt hätten, im 
wohlhabenden Nachbarland ille
gal ihr Glück zu machen. In Re
gierungskreisen wurde sogar 
behauptet, daß die „Bewegung 
Freies Aceh“ (Gerakan Aceh 
Merdeka) Arbeitslose nach Ma
laysia schicken würde, um inter
nationale Aufmerksamkeit zu er

regen.
Nach Angaben der Unabhän
gigkeitskämpfer hat die Regie
rung in Jakarta 1990 bereits 
18 000 Männer ihrer Elitetrup
pen abgestelit, um die Rebellen 
unschädlich zu machen. 1000 Zi
vilisten sollen in den Konflikten 
bereits ums Leben gekommen 
sein. Dazu habe sich das Militär 
auch Terror-Praktiken, wie Kid
napping, Folter und der Zur
schaustellung von Leichen am 
Straßenrand bedient. Seit Be

chen eine Studie vorgelegt, in 
der die touristischen Entwick
lungschancen der Provinz West- 
Nusatenggara, zu der auch die 
Insel Lombok gehört, erörtert 
wurden. Auf der immer begehr
ter werdenden Insel unmittelbar 
östlich des Tourismus-Zentrums 
Bali will man jetzt Nägel mit Köp
fen machen. An der Südküste 
sollen mehrere Hotels und die 
entsprechende Infrastruktur für 
Touristen entstehen. Das ca. 950 
ha große Areal beherbergt noch 
ca. 10000 Menschen, die vorwie
gend von der Algenzucht leben. 
Wie in anderen Gebieten Indo
nesiens auch, wurde ihnen für 
die Umsiedlung eine zu geringe 
Entschädigung geboten, zumal 
sie mit der Algenzucht auch ihre 
aktuelle Lebensgrundlage ver
lieren. Einziger Erfolg für die 
Dorfbewohner: Sie durften mit 
der Umsiedlung bis zur nächsten 
Algenernte warten.

vgl. FEER vom 18.4.91, S.52

ginn dieses Jahres ist die Situa
tion „ruhiger“. Ein Großteil der 
Rebellenführer wurde gefangen
genommen und unmittelbar vor 
dem Fastenmonat Ramadan, als 
am wenigsten Widerstand zu er
warten war, vor Gericht gestellt. 
Obwohl die Regierung wieder
holt betont hatte, es handle sich 
bei den Aufständischen im isla
mischen Aceh um Kriminelle, um 
unpolitische Unruhestifter, wur
den die ersten Prozesse wegen 
subversiver Tätigkeit geführt. 
Von den 24 zu erwartenden Ur
teilen wurden die ersten bereits 
gefällt: Haftstrafen von 14-20 
Jahren.
Mit einem Appell, das Morden in 
Aceh einzustellen, hatte sich be
reits im Februar das Europäische 
Parlament an die Indonesische 
Regierung gewendet.

vgl. FEER vom 18.4., S.17; TAPOL
No. 04, April, S.1-3; TEMPO vom, 

S. 25f und 25.5.91, S.23.

Über eine Bewegung

zuvor wollte ich sagen: 
ich brauche ein Haus 
aber später half ich mit 
mit dem Satz: 
jeder Mensch braucht Land 
merke: jeder Mensch

ich träume von 
einer Bewegung 
aber wie ist es möglich 
wenn ich alleine träume?

Ich bin kein Heiliger 
der von einer Schale Reis 
und einer Kanne Wasser 
leben kann
ich brauche Hose und

Hemd
um meine Scham zu

bedecken

ich träume von 
von einer Bewegung 
aber wie ist es möglich 
wenn ich stumm bin?

Neuer Landkonflikt: Äigenzüchter 
gegen Tourismus-Projekt auf Lombok
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